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Unterrichtung 20/134 

der Landesregierung 
 
Bundesratsinitiative „Entschließung des Bundesrates zum 2. Jahrestag des 
russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine“ 

Die Landesregierung unterrichtet den Schleswig-Holsteinischen Landtag gem. § 7 
Absatz 2 des Parlamentsinformationsgesetzes. 

Federführend ist das Ministerium für Landwirtschaft, ländliche Räume, Europa und 
Verbraucherschutz  

Zuständige Ausschüsse: Europaausschuss, Innen- und Rechtsausschuss 

 

  





Schleswig-Holstein
Der Ministerpräsident

Der Ministerpräsident des Landes Schleswig-Holstein 
Postfach 71 22 | 24171 Kiel 

An die
Präsidentin des
Schleswig-Holsteinischen Landtages 
Frau Kristina Herbst
Düsternbrooker Weg 70 
24105 Kiel

30 Januar 2024

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

die schleswig-holsteinische Landesregierung hat am 30.01.2024 beschlossen, gemein
sam mit dem Bundesland Mecklenburg-Vorpommern die Bundesratsinitiative

„Entschließung des Bundesrates zum 2. Jahrestag des russischen Angriffskriegs 
gegen die Ukraine“

in den Bundesrat einzubringen. Anliegend übersende ich Ihnen die entsprechende Bun
desratsdrucksache zur Unterrichtung gern. § 7 Abs. 2 Parlamentsinformationsgesetz 
(PIG).

Federführend zuständig ist der Minister für Landwirtschaft, ländliche Räume, Europa und 
Verbraucherschutz, Werner Schwarz.
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Entschließungstext

Der Bundesrat möge beschließen:
1. Der Bundesrat verurteilt den anhaltenden Angriffskrieg der Russischen Födera

tion gegen die Ukraine auf das Schärfste. Er ist ein eklatanter Verstoß gegen das 
Völkerrecht.

2. Der gegen die Ukraine geführte Krieg ist verantwortlich für großes Leid in der uk
rainischen Bevölkerung und den Tod unzähliger Menschen. Der Bundesrat fordert 
die Russische Föderation erneut auf, sofort jegliche Angriffshandlungen einzustel
len und sich aus dem gesamten Hoheitsgebiet der Ukraine zurückzuziehen.

3. Der Bundesrat verurteilt die Angriffshandlungen und Bombardierungen auf die Uk
raine und die damit einhergehenden Todesopfer und Verletzten, die Zerstörung 
von ukrainischen Kulturstätten sowie der Infrastruktur. Gleichzeitig zollt der Bun
desrat dem entschlossenen Kampf der Ukrainerinnen und Ukrainer großen Res
pekt und Anerkennung.

4. Die Ukraine ist Teil der europäischen Familie. Der Bundesrat hält es deshalb für 
erforderlich, dass Deutschland gemeinsam mit der Europäischen Union seine hu
manitäre, politische und militärische Unterstützung für die Ukraine fortführt.

5. Der Bundesrat begrüßt, dass die Staats- und Regierungschefs bei ihrem Gipfel
treffen in Brüssel Mitte Dezember 2023 entschieden haben, dass die Europäische 
Union Beitrittsverhandlungen unter anderem mit der Ukraine eröffnen wird. Der 
Beschluss ist ein wichtiger Schritt, um der Ukraine eine positive Perspektive zu ge
ben und wichtige Reformen umzusetzen. Die Ukraine hat seit der Verleihung des 
Kandidatenstatus am 23. Juni 2022 bedeutende Reformschritte unternommen, die 
ihr Engagement und ihre Einsatzbereitschaft für den europäischen Weg unter Be
weis stellen (BR-Drucksache 593/23 (Beschluss)).

6. Der Bundesrat will die partnerschaftlichen Beziehungen zu den Menschen in der 
Ukraine weiter ausbauen. Partnerschaften zwischen Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland und Regionen der Ukraine sowie Städtepartnerschaften oder kom
munale Solidaritätspartnerschaften können dabei ein wichtiges Element sein. Der 
Bundesrat begrüßt, dass viele Kommunen und einige deutsche Länder Regional- 
und Städtepartnerschaften geschlossen haben und weitere Kommunen und Län
der solche anstreben. Im Jahr 2023 haben sich die Partnerschaften gegenüber 
dem Vorjahr verdoppelt. Sie können kurzfristig mit dazu beitragen, dauerhafte Ver
bindungen zwischen den Menschen zu etablieren und in der jetzigen Notsituation 
akut zu helfen.

7. Der Bundesrat würdigt die großen Anstrengungen von Bund, Ländern und Kom
munen, aus der Ukraine geflüchtete Menschen aufzunehmen. Der Bundesrat un
terstützt das Ziel, die Integration der geflüchteten Menschen aus der Ukraine wei
ter voranzubringen. Immer mehr Ukrainerinnen und Ukrainer finden als Fachkräfte 
Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt.
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